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Puerto Rico und bei den „Demokraten im Ausland“ durch, 
die Republikaner in 29 Staaten und im District оf Columbia. 
Dies war eine Konsequenz der im Jahre 1980 geübten Kritik 
an der durch die Zunahme der Primaries bedingten Schwä­
chung der Parteien, d. h. am Rückgang des Einflusses der füh­
renden Politiker besonders der Demokratischen Partei auf 
den Nominierungsprozeß.

Die Richtlinien der Demokratischen Partei für die Dele­
giertenwahlen schreiben vor, daß alle rassischen Minder­
heiten entsprechend ihrem Anteil auf dem Nationalkonvent 
vertreten sein sollen. Die Führer der Demokraten suchten 
diese Öffnung gegenüber den demokratischen Bewegungen 
dadurch zu kompensieren, daß sie zugleich ihren Berufspoli­
tikern mehr Einfluß verschafften und das Hochkommen von 
Außenseitern erschwerten. Sie legten 1982 fest, daß von den 
3 933 Delegierten zum Nationalkonvent 568 kraft ihres Amtes 
als Mitglieder des Nationalkomitees, als Kongreßabgeordnete, 
Senatoren usw. Delegierte sind. Und sie setzten durch — so­
wohl in den Staaten mit Primaries als auch in den Staaten mit 
Caucus-Wahlen —, daß ein Präsidentschaftskandidat ein Mi­
nimum an Stimmen (in der Regel 20 Prozent) erhalten muß, 
um bei der Vergabe der Delegiertenmandate berücksichtigt zu 
werden.

Dies alles wirkte sich so aus, daß Walter Mondale, hinter 
dem die gesamte Parteispitze der Demokratischen Partei 
stand, auf dem Nationalkonvent über 2 076 (= 52 Prozent) der 
Delegiertenmandate verfügte, obwohl bei den Wahlen in den 
Einzelstaaten im Durchschnitt erheblich weniger Stimmen auf 
ihn entfallen waren. Sein Hauptkonkurrent, der Außenseiter 
Gary Hart, siegte zwar in mehr Primary-Staaten, konnte je­
doch nur 1 249 Delegierte hinter sich bringen. Jesse Jackson 
wurde durch die 20-Prozent-Sperrklausel entschieden benach­
teiligt und gewann lediglich 381 Delegierte. 227 Delegierte 
waren „ohne Bindung“.10 *a

Mit der Reduzierung der Zahl der Primaries ging 1984 
auch die Zahl der Bürger, die sich an ihnen beteiligten, zu­
rück. An den Primaries nahmen diesmal 15,2 Prozent der 
Wahlberechtigten teil.11 Das wären etwa 26 Millionen Bürger. 
1980 waren es noch 32,3 Millionen (19,5 bei den Demokraten 
und 12,8 bei den Republikanern).12

Gegenüber 1980 wurden 1984 bei der Demokratischen Par­
tei alle „open primaries“ abgeschafft. Dies waren Primaries, 
an denen alle Bürger, unabhängig davon, ob sie als Demo­
kraten registriert waren, teilnehmen konnten. Die Republika­
nische Partei erlaubt nach wie vor in zehn Staaten auch 
nicht als Republikaner registrierten Wählern, an ihren 
Wahlen teilzunehmen, verlangt allerdings eine Loyalitätser­
klärung.

Weiterhin haben die Demokraten in allen Primary-Staaten 
durchgesetzt, daß die Delegierten nach einem Proportional- 
system (mit der schon erwähnten 20-Prozent-Sperrklausel) 
gewählt werden. Bei den Republikanern gibt es nach wie vor 
Staaten (so California), in denen nach dem „winner-take-all- 
system“ gewählt wird, d. h. derjenige Präsidentschaftskandi­
dat, der die meisten Stimmen erhält, bekommt alle Delegier­
tenstimmen.

Ziel aller Wahlstrategien:
Gewinnung der Mehrheit der Elektoren

Der Präsident der USA wird nach Art. 2 Abschn. 1 der USA-
Verfassung durch Wahlmänner (Elektoren) gewählt. Von der 
Verfassung nicht vorgeschrieben ist, wie diese Elektoren zu
wählen sind. Verlangt wird lediglich, daß die Zahl der Elek­
toren der Zahl der Senatoren und Abgeordneten entspricht, 
die jeder Staat in den Kongreß entsendet. Das sind 435 Elek­
toren. Außerdem stellt die Hauptstadt Washington D. C. in 
Übereinstimmung mit Zusatzartikel (amendment) 23 drei 
Elektoren.

Art. 2 Abschn. 1 der Verfassung bestimmt auch, daß jeder 
Einzelstaat „auf eine von seiner gesetzgebenden Körperschaft 
festzulegende Art und Weise“ die Elektoren wählt. Ursprüng­
lich geschah dies durch die gesetzgebenden Körperschaften 
der Einzelstaaten selbst. Schon 1824 hatte sich in den Einzel­
staaten eine Wahl durch die Bevölkerung nach dem „winner-

take-all“-Prinzip durchgesetzt: Nur diejenigen Elektoren, auf 
die (bzw. auf deren Präsidentschaftskandidaten) die Mehr­
heit der Stimmen im Staat entfällt, sind gewählt. Dieses Ver­
fahren gilt auch heute noch in 49 Staaten und in Washington 
D. C. Eine Ausnahme ist der Staat Maine, von dessen vier 
Elektoren jeweils mit Stimmenmehrheit zwei in den zwei 
Kongreßwahlkreisen und zwei auf der Ebene des Staates ge­
wählt werden.13

Zum Teil erhebliche Differenzen gibt es zwischen den 
Einzelstaaten in bezug auf mehr oder weniger bedeutsame 
Detailregelungen des Wahlverfahrens. Politisch von Bedeu­
tung sind vor allem die Bestimmungen, mit denen verhindert 
werden soll, daß außer den Kandidaten der Demokratischen 
und der Republikanischen Partei auch die Kandidaten klei­
nerer Parteien oder unabhängige Kandidaten auf den Stimm­
zettel für die Präsidentschaftswahlen kommen. Zwar hat das 
Oberste Gericht der USA bereits 1968 im Fall Williams gegen 
Rhodes — 393 U. S. 23 (1968) — entschieden, daß das Wahlge­
setz des Staates Ohio, das faktisch nur den beiden großen Par­
teien die Möglichkeit gab, auf den Stimmzettel zu gelangen, 
dem Zusatzartikel 14 zur Verfassung (equal protection clause) 
widerspricht.14 Tatsächlich gelten aber auch 1984 in zahl­
reichen Einzelstaaten weiterhin derart hohe Sperrklauseln, 
die es der Kommunistischen Partei der USA und anderen 
kleineren Parteien außerordentlich erschweren, auf den 
Stimmzettel zu gelangen.13 In Ohio ist auch jetzt noch eine 
Petition mit den Unterschriften von mindestens 1 Prozent der 
Wahlberechtigten erforderlich, in Arizona von 2 Prozent und 
in Florida und Nevada sogar von 5 Prozent.

Nur von optischem Belang sind dagegen die unterschied­
lichen rechtlichen Regeln der Einzelstaaten darüber, ob nur 
die Präsidentschaftskandidaten und Vizepräsidentschafts­
kandidaten oder nur die Elektoren oder sowohl die einen als 
auch die anderen auf dem Stimmzettel erscheinen müssen.

Die indirekte Wahl des USA-Präsidenten durch Elektoren, 
die nach dem „winner-take-all “-Prinzip in den Einzel- 
staaten13 gewählt werden, hat für den Ausgang der Wahlen 
1984 maßgebliche Bedeutung. Für die beiden großen Parteien 
steht nicht schlechthin die Frage, welche von ihnen am 6. No­
vember die Mehrheit der Wählerstimmen erhält. Für sie geht 
es darum, die Mehrheit der Stimmen in so vielen Einzelstaaten 
zu erhalten, daß ihre Kandidaten mindestens 270 Elektoren 
hinter sich haben.

Die Wahlstrategien der Demokraten wie der Republikaner 
sind so auch in einem ganz entscheidenden Maße auf die 
Einzelstaaten bzw. auf Gruppen von Einzelstaaten ausge­
richtet. Reagans Strategie zielt darauf ab, einen „Sieg im 
Westen und Süden davonzutragen, wo sein sozialer und wirt­
schaftlicher Konservatismus sowie seine Betonung der mili­
tärischen Stärke kräftig unterstützt werden“; dagegen strebt 
Mondale einen Sieg „im industriellen Nordosten, im mittleren 
Westen ... und in einigen großen westlichen Bundesstaaten“

10a Nach den endgültigen Ergebnissen gewann Mondale bei den 
Primary- und den Caucus-Wahlen ln 19 Staaten, Hart ln 26 Staaten 
und Jackson ln 2 Staaten sowie Im District of Columbia; 3 Staaten 
entsandten „nichtgebundene Delegierte“ zum Nationalkonvent. 
Vgl. U. S. News & World Report vom 18. Juni 1984, S. 31.

11 Nach International Herald Tribune (Paris) vom 26. Juli 1984, S. 4.
12 Vgl. Autorenkollektiv, Das politische System der USA, a. a. O., 

S. 223.
13 Vgl.: Nomination and Election of the President and Vice-President 

of the United States 1984, Hrsg.: U. S. Governmenting Office, 
Washington 1984, S. 325.

14 Vgl. Nomination and Election .... a. a. O., S. 291.
15 Vgl. E. Lleberam, a. a. O., S. 457.
16 Auf die Einzelstaaten entfällt folgende Anzahl von Elektoren- 

stimmen:
Alabama 9 Louisiana 10 Ohio 23
Alaska 3 Maine 4 Oklahoma 8
Arizona 7 Maryland 10 Oregon 7
Arkansas 6 Massachusetts 13 Pennsylvania 25
California 47 Michigan 20 Rhode Island 4
Colorado 8 Minnesota 10 South Carolina 8
Connecticut 8 Mississippi 7 South Dakota 3
Delaware 3 Missouri 11 Tennessee 11
Florida 21* Montana 4 Texas 29
Georgia 1? Nebraska 5 Utah 5
Hawaii 4 Nevada 4 Vermont 3
Idaho 4 New Hampshire 4 Virginia 12
Illinois 24 New Jersey 16 Washington 10
Indiana 12 New Mexico 5 West Virginia 6
Iowa 8 New York 36 Wisconsin 11
Kansas 7 North Carolina 13 Wyoming 3
Kentucky В North Dakota 3 Washington D. C. 3


